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Heute gibt es eine Reihe von Erlassen und Gesetzen, 
in denen Fragen der Treuhandschaft geregelt sind. Verände­
rungen kann nur der Kongreß der USA vornehmen, der den 
Treuhandschaftsstatus aufheben und auch alle anderen be­
sonderen Beziehungen mit den Stämmen einseitig beenden 
könnte.

Einen Versuch, sich der Verantwortung gegenüber den 
Indianern zu entledigen, hat es 1953 gegeben, als der Kon­
greß die House Concurrent Resolution 108 verabschiedete. 
Darin hieß es vielversprechend, daß die Bevormundung der 
Indianer durch die Bundesregierung aufgehoben werde und 
daß ihnen die gleichen Rechte und Pflichten wie allen ande­
ren Staatsbürgern zustehen sollen. Auf eine solche Form 
der „Unabhängigkeit“ war und ist aber noch kein Stamm 
vorbereitet. Die einseitige Beendigung der besonderen Be­
ziehungen mit den Klamaths von Oregon und den Menomi- 
nees von Wisconsin hatte die totale Verarmung dieser 
Stämme zur Folge — das sind alarmierende Beispiele. Seit­
dem werden neue Gesetzesvorlagen, die darauf abzielen, den 
Sonderstatus der Indianer aufzuheben, mit großer Vorsicht 
betrachtet. Der „Lange Marsch“ von 1978 und die Mobilisie­
rung der Öffentlichkeit verhinderten z. B., daß weitere Versu­
che der USA-Regierung, die Vertragsrechte der Indianer ein­
zuschränken bzw. zu beenden (sog. Termination), Erfolg hat­
ten. So kam z. B. der Entwurf mit der irreführenden Bezeich­
nung „Gesetz über die Chancengleichheit der amerikanischen 
Ureinwohner“ (Native American Equal Opportunity Act) nicht 
zur Abstimmung.

Die Rolle des Büros für Indianerangelegenheiten ( B I A )  
und die Selbstbestimmung der Indianer

Die Verantwortung für Indianerangelegenheiten oblag ur­
sprünglich dem Kriegsministerium; dort wurde 1824 ein Bu­
reau of Indian Affairs (BIA) eingerichtet. Seit 1849 unter­
steht dieses Büro dem Innenministerium.

Das BIA hatte als Regierungsorgan die Regierungspolitik 
gegenüber den Indianern durchzusetzen und gleichzeitig die 
besondere Verantwortung der Regierung zur „Unterstützung 
und Zivilisierung“ der Indianer wahrzunehmen. Diese Auf­
gaben standen im Widerspruch zueinander. Das BIA erwies 
sich als Instrument zur Durchsetzung der ökonomischen In­
teressen des expandierenden Monopolkapitals und weißer 
Siedler. Die Machtbefugnisse der Indianeragenten des BIA 
konnten auf alle Bereiche ausgedehnt werden, da entschieden 
worden war, daß die Indianer unmündig seien, ihre eigenen 
Angelegenheiten zu regeln.

Mit den Gesetzen und Rechtspraktiken der Weißen waren 
die Indianer nicht vertraut, und sie waren wehrlos, als mit 
dem Dawes Severalty Act (General Allotment Act) von 1887 
ein weiterer massiver Angriff auf das verbliebene Stammes­
land geführt wurde. Individueller Landbesitz sollte für den 
angestrebten Zivilisierungsprozeß stimulierend wirken — so 
die offizielle Rechtfertigung dieser Politik, nach der jeder 
indianischen Familie eine Parzelle Land zugeteilt wurde, 
durch deren Bearbeitung die Indianer lernen sollten, Ver­
antwortung für Privatbesitz zu tragen. Das dabei gewonnene 
„überschüssige“ Land wurde weißen Siedlern zur Verfügung 
gestellt. Dagegen blieb das den Indianerfamilien übergebene 
Landstück unter Treuhandschaft der Regierung. Regierungs­
vertreter entschieden auch, ob es im Interesse der Indianer 
lag, dieses Land zu verpachten oder Weißen zur Nutzung zu 
überlassen. Zwischen 1886 und 1934 verringerte sich der 
Landbesitz der Stämme von 140 auf 51 Millionen acres (ca. 
20 Millionen Hektar).

Das durch die Verwirklichung des Gesetzes von 1887 ent­
standene „Schachbrettmuster“, d. h. Landparzellen weißer 
Farmer inmitten des Territoriums der Indianerreservate, 
blieb auch erhalten, als nach 1934 dem unkontrollierten Land­
verkauf ein Ende gesetzt und ein Zusammenlegen des Stam­
meslandes wieder möglich wurde. Dieses Landerbe belastet 
heute die ökonomische Entwicklung der Stämme in hohem 
Maße. Landrechte gehören zu den kritischsten Rechtsfragen 
der Gegenwart. Immerhin leben auf Reservatsterritorien 
heute bereits mehr Nichtindianer als Indianer.

Einer Antwort auf die Frage, wie sich das System der 
Treuhandschaft mit einer Politik der Selbstbestimmung ver­
einbaren läßt, ist das BIA bisher ausgewichen. Es gibt keine 
eindeutige rechtliche Festlegung über die „Kompetenz“ der 
Indianer. Die Vorteile, die sich für weiße Farmer, Rancher, 
öl- und Mineralgesellschaften, Kraftwerke und Kohlemono­
pole ergaben, wollte keiner aufgeben. Alle Transaktionen 
liefen über das BIA. Obwohl einzelne Stämme ihre Verhand­
lungsposition gegenüber den Energiemonopolen stärken 
konnten, laufen viele Schürf- und Abbauverträge unter dis­
kriminierenden Bedingungen weiter. Aus dem Jahre 1987

stammt die Aussage, daß ein Indianer über seinen Privat­
besitz erst entscheiden kann, „nachdem der Innenminister 
(Secretary of the Interior) oder sein autorisierter Vertreter 
die Entscheidung getroffen hat, daß er in der Lage ist, seine 
eigenen Angelegenheiten zu regeln“.2

Seit den 70er Jahren sind — vor allem unter dem Druck 
der amerikanischen Bürgerrechtsbewegung und speziell der 
erstarkenden Amerikanischen Indianerbewegung (American 
Indian Movement, AIM) — neue Richtungen in der Indianer­
politik der USA-Regierung erkennbar. Die Verabschiedung 
einer Reihe neuer Gesetze muß als Eingeständnis des Miß­
erfolgs der bisherigen Politik gewertet werden. Dabei begann 
sich auch der Charakter des Büros für Indianerangelegenhei­
ten zu verändern. Als Hauptaufgaben des BIA für 1987 wur­
den formuliert:
— „Anerkennung und Erhaltung des natürlichen Rechts der 

Stämme auf Selbstbestimmung; Stärkung der Fähigkeit 
der Stämme zur Selbstregierung und Bereitstellung der 
Mittel für Indianerhilfsprogramme der Bundesregierung;

— Schutz der Rechte der Indianer im Umgang mit anderen 
Regierungsstellen und mit dem privaten Sektor sowie

— Einhaltung und Verwirklichung der Verantwortung der 
Bundesregierung als Treuhänder für Bodenschätze und 
Besitz. “3

Das BIA arbeitet mit 12 Gebietsbüros und 83 örtlichen 
Agenturen; sein Hauptsitz ist in Washington D. C. Von den 
mehr als 15 000 Angestellten sind heute 80 Prozent Indianer. 
Oberster Chef ist der Assistent Secretary for Indian Affairs, 
eine Position im Innenministerium, die 1977 eingerichtet 
wurde und der eines stellvertretenden Ministers entspricht. 
Er wird vom USA-Präsidenten eingesetzt und muß vom Se­
nat bestätigt werden. Seit Dezember 1985 wird das Amt von 
Ross O. Swimmer, einem Cherokee-Indianer, eingenommen.

Die Planung und Verteilung der von der USA-Regierung 
vorgesehenen Mittel entspricht nicht den wirklichen Bedürf­
nissen der Indianer in den Reservatsgebieten. Es gab Unge­
rechtigkeiten, Fehlentscheidungen und Fehlinvestitionen. 
Vorteile hatten oft diejenigen, die sich in der Unübersicht­
lichkeit administrativer Ebenen auskannten. Es besteht eine 
Diskrepanz zwischen administrativem Aufwand und tatsäch­
licher Wirkung an der Basis. Das BIA wurde daher von In­
dianern und Nichtindianern gleichermaßen kritisiert.

Die neue Indianerpolitik der Regierung geht davon aus, 
daß sich die Selbstbestimmung der Indianer auf örtlicher 
Ebene durchsetzen muß.'Jedoch wurde der Begriff „Selbst­
bestimmung“ bisher meist in demagogischer Weise benutzt, 
um im Interesse der Monopole und unter dem Deckmantel der 
„ökonomischen Entwicklung“ der Stämme die weitere Ausbeu­
tung der indianischen Ressourcen abzusichern.4 Vorgesehen ist, 
die Verantwortung der einzelnen Stammesräte (tribal coun­
cils) in den Reservaten zu stärken. Diese gewählten Organe, 
eine Art Stammesregierung, sind die eigentlichen Partner des 
BIA.

Mit dem Indian Reorganization Act (IRA) von 1934 wurde 
Präsident Roosevelts Reformpolitik auch auf die Reservats­
gebiete ausgedehnt. Die extremen Verfallserscheinungen 
sollten durch die Wiedereinführung einer Art indianischer 
Selbstverwaltung aufgehalten werden. Nach dem Modell der 
USA-Verfassung wurden Stammesverfassungen ausgearbei­
tet und verabschiedet. Darin ist auch der Modus für die Wahl 
der Häuptlinge festgelegt, die im allgemeinen alle zwei oder 
vier Jahre stattfindet und an der alle erwachsenen Mitglie­
der des Stammes teilnehmen können. Die Stammesräte kön­
nen im Reservatsgebiet gewisse gesetzgebende, exekutive 
und rechtsprechende Funktionen ausüben. Zur Verantwor­
tung der Stämme gehören Festlegungen über die Stammes­
zugehörigkeit, die Regelung von Erbschafts- und Eigentums­
fragen (soweit sie nicht durch das System der Treuhandschaft 
erfaßt werden), Steuererhebungen, Verwaltungsangelegen­
heiten und die Ausübung der Gerichtsbarkeit durch Stam­
mesgerichte. Die Stammesräte haben das Recht, die Inter­
essen des gesamten Stammes nach außen zu vertreten. Ab­
sprachen mit Regierungsbeamten finden auf der Ebene „Re- 
gierung-zu-Regierung“ statt.

Das durch das IRA eingeführte Wahl- und Verwaltungs­
system in den Reservaten entsprach aber nicht den traditio­
nellen Herrschaftsformen und wird auch heute noch von vie­
len Indianern abgelehnt. Die Wahlbeteiligung ist oft sehr 
niedrig. Der Einfluß traditioneller Häuptlinge ist in einigen
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